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Madrid nachjahrelangen Ver-
handlungen ein Freihandels-
abkommen mit Chile verab-
schiedet werde. Insgesamt
konnte die EU ihre Exporte
nach Lateinamerika zwischen
1990 und 2000 verdreifachen,
die Importe verdoppelten
sichinderselbenZeit.

Hoffen auf den Mercosur
I m Juli 2000 liberalisierte

die EUihre Handelsbeziehun-
gen mit MexikoimRahmenei-
nes Freihandelsvertrages.
Dies war die "zügigste Markt-
öffnung, die Europa jemals
mit so einem Abkommen be-
kommen hat", erklärte der
mexikanische EU−Botschafter
Jai me Zabludovsk. Tatsäch-
lich sind in dem Vertrag al-
le handelspolitischen Ziele
verankert, die die EU bei
der Welthandelsorganisation
(WTO) wegen des Wider-
stands der Entwicklungslän-
der nicht durchsetzenkonnte:
freier Handel, vereinfachter
ZugangzuöffentlichenAufträ-
gen, Abschaffung vonInvesti-
tionsbarrierenundZöllen.
Trotz positiver Entwicklun-

gensindnicht alle politischen
Akteure mit dem Vorankom-
men zufrieden. "Bei der Ent-
wicklung einer gemeinsamen
Strategie müssen wir einge-
stehen, dass keine großen
Fortschritte bei der Errei-
chungdieses Ziels erzielt wur-
den", sagte der Europa−Abge-
ordneteJoséIgnacioSánchez−
Neyra Salafranca (Christde-
mokratische Fraktion) i mNo-
vember 2001, als er demEuro-
paparlament seinen Bericht
"über eine globale Partner-
schaft und eine gemeinsame
Strategie für die Beziehungen
zwischen der Europäischen
Union und Lateinamerika"
vorstellte.

Ziel des Berichts sei es vor
allem, "dass die EU nicht mit
leeren Händen" zum zweiten
EU−Lateinamerika−Gipfel am
17. und18. Mai 2002in Madrid
erscheine. Salafranca sprach
sichdafüraus, dass"einevoll-
ständige geographische Ab-
deckung der Beziehungen mit
dem Subkontinent sicherge-
stellt wird, unter anderem,
um nicht hinter den Ent-
wicklungen zurückzubleiben,
die von den USA betrieben
werden".
Im Wettkampf und vor al-

lemin Parlamentsreden gibt
sich die EU gerne als der et-
was "softere" Handelspartner,
dem im Gegensatz zu den
Wild−West−Manieren der USA
auch nicht−wirtschaftliche
Wertebei der Kooperationam
Herzen liegen. In offiziellen
Vorbereitungspapieren zum
Gipfel werden Worte wie Si-
cherheit und Demokratie, re-
gionale Integration, soziale
Gleichheit, nachhaltige Ent-
wicklung und die Wahrung
der Menschenrechte gezielt
eingesetzt. "Ich möchte klar-
stellen, dass die Betonungder
sozialenAspekte, insbesonde-
re Gesundheit, Bildung und
Armutsbekämpfung auch in
der Kommission Priorität ge-
nießt", beteuerte EU−Kommis-
sar Frits Bolkestein in Straß-
burg. Und: "Wir unterstützen
derzeit ein Forumfür den Ge-
dankenaustausch zwischen
verschiedenen Akteuren der
Zivilgesellschaft über Fragen
der sozialen Gerechtigkeit,
dessen Schlussfolgerungen
auf dem Gipfeltreffen in Ma-
dridvorgestellt werden."
Nur das mit der i m Parla-

mentsbericht geforderten ge-
meinsamenStrategiesieht die
Kommissionkritischer: Erfra-
ge sich, "ob es zumErreichen
dieser Ziele notwendigist, ei-
ne gemeinsame Strategie zu
verabschieden". Denn, so Bol-
kestein, "wir dürfen die dyna-
mische Natur unserer Bezie-
hungen nicht außer Acht las-
sen". Diese Dynamik resultie-
re zu einem großen Teil aus
der breiten Palette regionaler
und subregionaler Mechanis-
men, die "die Entwicklung ei-
nes flexiblen politischen Dia-
logs, der problemlos an die
aktuellen Umstände und Prio-
ritäten angepasst werden
kann", erlauben.
Sein Kollege Chris Patten

fandi mOktober auf dem"La-
tin America Investment Fo-
rum" in Paris deutlichere
Worte, um die EU−Stoßrich-
tung zu umreißen. "Die Euro-
päische Unionarbeitet daran,
ihre Kapazität als Global
Player zuentwickeln. Wir wol-
len eine politische Rolle
spielen, die unserem wirt-
schaftlichen Gewicht als dem
weltweit wichtigsten Handels-
partner entspricht. Latein-
amerika ist unser natürlicher
Partner, umdieseAmbitionzu
realisieren."

Danièle Weber

EU/LATEINAMERIKA

Der Run auf den Mercosur

Die USAund die EU
kämpfen umVormachtin

Lateinamerika. Noch
teilensich US−Konzerne

den größten Teil
desKuchens.

Umden Rückstand
aufzuholen, lädt die
Europäische Union
dieses Wochenende
nach Madrid ein, zum

EU−Lateinamerika−Gipfel.

Die Beziehungen zu Latein-
amerikazuverbessern, sei ei-
ner der Schwerpunktei mPro-
gramm der spanischen Prä-
sidentschaft, hatte Premier-
minister José Maria Aznar bei
seinemAmtsantritt Mitte De-
zember verkündet. Und hat
dabei schon einmal auf den
EU−Lateinamerika−Gipfel am
17. Mai in Madrid verwiesen.
Aber die DrähtezwischenEU−
und Lateinamerika−Institutio-
nenlaufen nicht erst seit Be-
kanntgabe dieses Datums
heiß.
Schon seit Jahren tobt der

transatlantische Konkurrenz-
kampf umdensüdlichenKon-
tinent: Die EU ringt mit den
USAumdie Märktein Latein-
amerika. Ein Unterfangen, bei
dem es zunächst einmal
schlechtfür die Europamacht
aussieht. Denndie USAhaben
diesen Markt früher ent-
deckt und sind dort viel län-
ger aktiv.
George Bushhatte 1990 die

Marschroute vorgegeben:
"Enterprise of the Americas" −
eine gesamtamerikanische
Freihandelszone (Free Trade
Area of the Americas, FTAA)
vonAlaskabis Feuerland. Seit
1994 ist zwischen Mexiko,
den USAund KanadaeinFrei-
handelsabkommen in Kraft,
das den ersten Schritt in die-
se Richtung darstellt. Auf
dem Amerika−Gipfel in Que-
bec wurde schließlich be-
schlossen, bis zumJahr 2005
ein gesamtamerikanisches
Wirtschaftsabkommen abzu-
schließen.

Aufholjagdi m
transatlantischen
Konkurrenzkampf
Diese Perspektive rief die

EUauf denPlan. Ganz offiziell
wurdeimJuni 1999 eine "glo-

bale, strategische Partner-
schaft zwischen EU und La-
teinamerika" aus der Taufege-
hoben: Auf demersten EU−La-
teinamerika−Gipfel kamen in
Rio de Janeiro 48 Staats− und
Regierungschefs aus der Eu-
ropäischen Union, Lateiname-
rika und den Karibikstaaten
zusammen und berieten dar-
über, wie die bestehendenKo-
operationsabkommen glo-
baler zusammengefasst wer-
denkönnten.
Das Hauptaugenmerk der

EU richtet sich dabei auf
den Mercosur, das 1991 ver-
abschiedete Wirtschafts-
bündnis zwischen Brasilien,
Argentinien, Uruguay und Pa-
raguay sowie den assoziier-
ten Staaten Chile und Boli-
vien. Alleindievier Mercosur−
Staaten bestreiten 54 Prozent
der Wirtschaftsleistung des
lateinamerikanischen Konti-
nents und vereinigen 230 Mil-
lionen Verbraucher und Ver-
braucherinnen. Lange Zeit
dümpelte der "Markt des Sü-
dens" vor sich hin und kam
über ein Zollabkommen nicht
hinaus. Interne Streitigkeiten
und nicht zuletzt die Nähe
des argentinischen Ex−Präsi-
denten Carlos Menemzu den
USAbehinderteneinegemein-
same Politik, die Bindung des
Pesos an den US−Dollar in Ar-
gentinienschwächteden Han-
del des Staates mit Brasilien.
Spätestens aber seit der

marktradikale Kurs Menems
im vergangenen Jahr den
kompletten wirtschaftlichen
Zusammenbruch hervorrief,
hegt man i m Nachbarland
Brasilien wieder große Hoff-
nung auf eine Wiederbele-
bung des Mercosur. Die Auf-
hebung der Peso−Dollarbin-
dung eröffnet neue Chancen
für den brasilianisch−argenti-
nischen Handel. Vor allem
aber zeigte die Entwicklung

Argentiniens, wohin ein vor-
behaltloser Ausverkauf des
staatlichen Eigentums an in-
ternationale Konzerne und
BankensowieeineLiberalisie-
rung des Marktes führen
kann.
Entsprechend zurückhal-

tend reagiert der brasiliani-
sche Präsident Cardoso auf
die gesamtamerikanische
FTAA. Damit kann auf einen
starken Bündnispartner set-
zen: auf die Europäer. "Als
strategische Antwort auf das
Projekt FTAA und die Hege-
moniebestrebungen der Ver-
einigten Staaten in der Regi-
on" müsse die EUeininterre-
gionales globales Assoziie-
rungsabkommen abschlie-
ßen, heißt esineinemBericht
des Europaparlaments. Dadie
FTAA bereits bis zum Jahr
2005 verwirklicht werden sol-
le, sei "die EUdringendgefor-
dert, konkrete Initiativen zu
ergreifen". Mit Nachdruck un-
terstrich denn auch Deutsch-
lands Wirtschaftsminister
Werner Müller jüngst wäh-
rend einer Lateinamerikarei-
se, ein Freihandelsabkommen
müsse abgeschlossen wer-
den, bevor die USAdie FTAA
ins Lebenriefen.
Schonjetzt kann man dies-

seits des Atlantiks auf gute
Zusammenarbeit mit dem
"Markt des Südens" bauen:
Die EUist der Haupthandels-
partner der Mercosur−Staaten
und der größte Investor in
der Region. Wie die Staaten
des Andenpaktes − Bolivien,
Kolumbien, Ecuador, Peru
und Venezuela− wickelt auch
das Mercosur−assoziierte Mit-
glied Chile die Mehrheit sei-
ner Geschäfte mit den Euro-
päern ab. Nicht zuletzt des-
halb konnte sich EU−Kommis-
sar Lamy freuen, als er vor
wenigen Wochen verkünden
durfte, dass nun endlich in
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Transatlantisches Nachdenken: George Bush(Präsident der VereinigtenStaaten von Amerika), RomanoProdi (Präsident der Kommission der Europäischen Union)
undJosé Maria Aznar(Ratspräsident der Europäischen Union)beimEU−USA−Gipfel am2. Mai in Brüssel. (Foto: EU)
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Investitionsparadiese
imSüdenWährend die USAund die

EUumdie Märktein
Südamerika wetteifern,
bekommt die Bevölke-
rung die Folgen der
Marktöffnungenseit
Jahrenzu spüren.

Vicente Fox darf wieder
reisen. Von Brüssel über
Straßburg führt der Weg des
mexikanischen Präsidenten
am Wochenende nach Ma-
drid, zum2. großenGipfeltref-
fen zwischen der Europäi-
schen Union (EU) und den
Staaten des lateinamerikani-
schen Kontinents. Das Ange-
bot, mit dem der Mexikaner
auf dieandereSeitedes Atlan-
tiks fliegt, hat er bereits i m
vergangenen Jahr anlässlich
eines Galadiners des Ibero−
Amerika−Vereins in Hamburg
unterbreitet: "Wir sind gern
bereit, Sie alle mit offenen Ar-
menzuempfangen."
Doch die Gastfreundlich-

keit, mit der Fox auf demin-
ternationalen Parkett Aner-
kennung sucht, kommt i mei-
genen Land nicht i mmer gut
an. Als der Staatschef vor
zwei Monaten nach Kanada
undin die USAreisen wollte,
verweigerte ihm das mehr-
heitlich oppositionell besetz-
te Bundesparlament die Zu-
sti mmung, der Regierungs-
chef musste zu Hause blei-
ben. Er vertrete nicht die In-
teressen Mexikos, kritisierten
die Abgeordneten mit Blick
auf den Schmusekurs, den
das Fox−Kabinett gegenüber
den USAverfolgt.

Heiß begehrt:
mexikanischer Markt
Tatsächlichlässt der mexi-

kanische Präsident keine Ge-
legenheit aus, um dem Han-
delspartner Nummer Eins
Avancen zu machen. So ver-
folgt er etwa, gemeinsam mit
seinem Außenminister Jorge
Castañeda, einen aggressiven
Kurs gegen Kubas Regie-
rungschef Fidel Castro − ein
offener Affront, schließlich
unterhielt Mexikotraditionell

freundschaftliche Beziehun-
gen mit dem sozialistischen
Inselstaat.
Seit Mexiko 1994 mit den

Vereinigten Staaten und Ka-
nada das Nordamerikani-
sche Freihandelsabkommen
(Nafta) abgeschlossen hat,
gilt der Staat als Sprungbrett
auf den US−Markt. Das Land
wickelt i mmerhin rund 90
Prozent seiner Geschäfte mit
den USAab. "Ich wage zu be-
haupten, dass Mexiko derzeit
der beste Platz auf der gan-
zen Welt für Investitionen
ist", verkündeteFoxstolz. Ne-
benBrasilienist seinLanddie
potenteste Wirtschaftsmacht
auf demKontinent.
Naheliegendalso, dass der

mexikanische Präsident zu
den wichtigsten Gästen bei m
EU−Lateinamerika−Gipfel in
Madrid zählt. Ebenso wenig
verwunderlich ist, dass das
wohl bedeutsamste Vorberei-
tungstreffenfür den Gipfel in
Mexiko−Stadt stattfand. Dort
trafen sich Ende April Unter-
nehmervertreter der beteilig-
ten Staaten, um ihren Dele-
gierten den entsprechenden
Auftrag mit nach Madrid zu
geben: "Priorität für die Län-
der Lateinamerikas und der
Karibikist die Etablierung ei-
nesfreien Marktes mit der Eu-
ropäischen Union." Über den
Weg dorthin ist man sich je-
dochlängst nicht einig. Wäh-
rendFoxsichfür eine weitere
Öffnung zu den USAund zur
EUstark macht, setzt der bra-
silianischeStaatschef Fernan-
do Henrique Cardoso auf die
Stärkungdes Mercosur.

EU−Akteurei mSüden
Die Distanz zu Washington

und die umfangreichen Tech-
tel mechtel mit den europäi-
schen Staaten verhindern

freilich nicht, dass die Bevöl-
kerungen des amerikani-
schen Südkontinents zuneh-
mend unter der wirtschafts-
politischen Liberalisierung
zuleidenhaben. Es warenvor
allem spanische Unterneh-
men, die das Angebot des Pe-
ronisten Menem wahrnah-
men und quasi alles aufkauf-
ten, was der Staat zu bieten
hatte. Die Petroleumindus-
trie, Eisenbahn− und Flugge-
sellschaft sowie Banken. Was-
ser−, Gas−, Strom− undTelefon-
versorgung wurden zu Guns-
ten der Spanier privatisiert.
Diese Privatisierung, zusam-
men mit der landesüblichen
Korruption und einer Dollar-
bindung, die den Staat vom
Wettbewerbabschnitt, führte
indie Auslandsverschuldung.
Das Defizit von rund 140 Mil-
liarden Dollar rief schließlich
den Breakdown des Staates
Ende vergangenen Jahres
hervor.
Auch mitten in der Krise

traten EU−Akteure auf:
Die Versuche des amtieren-
den argentinischen Präsiden-
ten Eduardo Duhalde, die
schli mmsten sozialen Angrif-
fe durch protektionistische
Maßnahmen abzufedern, rie-
fen das spanische Kapital auf
den Plan. Staatschef José Ma-
ria Aznar intervenierte bei
seinem Amtskollegen. Allein
den Banken gingen zehn bis
zwölf Milliarden Dollarflöten,
hieß es aus Madrid. Der spa-
nische ÖlkonzernRepsol kün-
digte kurzerhand an, das
Land zu verlassen, sollte
Duhalde seinen Plan wahr
machen und die notwendi-
gen Sozialmaßnahmen mit
einer Steuer für Erdölexporte
finanzieren.
Natürlich dominieren in-

nerhalbdes Mercosur ebenso
jene marktradikalen Züge,

vor denen man sich gegen-
über den USA schützen will.
So hofft man nach der Freiga-
be des Textilhandels zwi-
schen dem "Markt des Sü-
dens" und Bolivien auf einen
"Maquila−Boom", dennin dem
weniger entwickelten Nach-
barlandsollendemnächst Bu-
sinesshemden zu Tiefstlöh-
nen für den "Markt des Sü-
dens" genäht werden.
Auch in Mexiko führte die

Öffnung gen Norden zur Ver-
schärfung der sozialen Un-
gleichheit. Das Grenzgebiet
zu den USAverwandelte sich
zu einer riesigen Freihandels-
zone, in der US−Konzerne in
Weltmarktfabriken, so ge-
nannten Maquiladoras, zu
Niedrigstlöhnen und ohne ge-
werkschaftliche Rechte pro-
duzierenlassen. Durch billige
Importe musstenganze Berei-
che der traditionellen Land-
wirtschaft sowie der heimi-
schen Industrie dicht ma-
chen. Die Öffnungder Erdölin-
dustrie für ausländisches Ka-
pital machte den Staat noch
abhängiger von den Nafta−
Partnern jenseits des Rio
Grande.
Dennochsieht sich Vicente

Foxals Gewinner des Abkom-
mens. DemNafta−Vertrag ver-
danke Mexiko, so der Staats-
chef, "dass seine Wirtschaft
inzwischen weltweit auf Platz
Zehn rangiert". Vor allemals
Vorreiter gen Süden erhofft
mansichneue Chancen. Denn
auch mit denlateinamerikani-
schen Märkten ist Mexiko
bestens verbunden. Mit Gua-
temala, Honduras und El Sal-
vador gibt es seit dem Jahr
2000 ein Handelsabkommen,
seit 1992 gelten entsprechen-
de Verträge mit Chile, Costa
Rica, Nicaragua, Venezuela,
Kolumbienund Bolivien.

Plan Puebla Panamá:
Entwicklungskorridor i m
Süden
Präsident Fox träumt der-

zeit von einem neuen Auf-
schwung der Weltmarktfabri-
ken. Im Rahmen des so ge-
nannten "Plan Puebla Pa-
namá" will Foxnun die Armut
i mSüdosten des Landes nut-
zen, umin der Region günsti-
ge Investitionsbedingungen
zuschaffen. Das Ziel: ein"Ent-
wicklungskorridor", der die
südlichen Bundesstaaten des
Landes, Guatemala, El Salva-
dor, Honduras, Nicaragua,
Costa Rica und Panamá mit-
einander verbindet. Zollab-
kommen sollen die Verwer-
tungsbedingungenindenLän-
dern verbessern, neue Stra-
ßen, Bahnlinien, Flugplätze
und Staudämme zur Stromge-
winnungsollendieinfrastruk-
turellen Grundlagen für die
Billiglohnzoneschaffen. Zuei-
nem der zentralen Projekte
des PlanPueblaPanamázählt
ein alter Traum mexikani-
scher Politiker: eineVerkehrs-
verbindungzwischenAtlantik
und Pazifik, die den Pa-
namá−Kanal entlasten soll
und den USAeinen schnellen
Wegzu denasiatischen Märk-
tengarantiert.
Das Vorhabenist außerhalb

des Staates auf einschlägiges
Interesse gestoßen. Im Blick-
punkt der internationalen In-
vestoren steht nicht nur die
"Entwicklung des Humankapi-
tals", wie etwa die deutsche
"Bundesagentur für Außen-

wirtschaft" (BFAI) frohlockte.
An der Atlantikküste Mexikos
lagern große Erdölvorkom-
men, zudem weist die ge-
samte Regioneine ungewöhn-
liche Vielfalt an Pflanzen auf.
Schon seit längeremhat des-
halb die Pharma−Industrie ein
Auge auf die Gegend gewor-
fen. Schließlichlässt sich mit
der oft widerrechtlichen An-
eignung und Patentierung der
pflanzlichen Gene sowie des
überlieferten Wissens der
dortigen Bevölkerung bare
Münze machen. Darüber
hinaussetzt manauf eineAus-
weitung der Agro−Industrie,
die mit Hilfegenmanipulierter
Pflanzen schonjetzt den bäu-
erlichen Subsistenzstruktu-
rendenBodenentzieht.
Zweifellos, so erklärt der

mexikanische Analytiker und
Spezialist in Sachen Plan Pue-
bla Panamá Andres Barreda,
steckt hinter dem Vorhaben
eine Strategie, "um im Rah-
men des Nafta−Abkommens
Raum für die Investitionen
der großen transnationalen
Unternehmen zu schaffen".
Längst haben auch europäi-
sche Politiker und Konzerne
die Reize des Projektes ent-
deckt. So empfiehlt etwa der
mit dem Thema beauftragte
EU−Mann Juan Naranjo Esco-
bar, "dass die Europäische
Union ihre Anstrengungen in
der mittelamerikanischen Re-
gionauf die Durchführungdes
Projektes konzentrieren soll".
Die Länder würden sich
zunächst vor allem "auf den
Ausbau ihrer Energieversor-
gung" konzentrieren, kündigte
die BFAI an.
Die EU übt deshalb schon

seit längeremDruckauf Mexi-
ko aus, der Staat möge end-
lich die Stromindustrie für
ausländische Investoren zu-
gänglich machen. Ob die
Träume vom großen "Ent-
wicklungskorridor" tatsäch-
lich wahr werden, steht bis-
lang noch in den Sternen.
Kaumhatte Foxi m März letz-
ten Jahres sein Vorhaben der
Öffentlichkeit preisgegeben,
trafen sich zahlreiche Vertre-
ter und Vertreterinnenvonin-
digenen Gemeinden, sozialen
Initiativen und Nichtregie-
rungsorganisationen, um ge-
gen den Plan Puebla Panamá
zu protestieren. Erst vergan-
gene Woche versammelten
sich 250 Delegierte von in-
digenen und bäuerlichen Or-
ganisationen aller betroffe-
nen Länder in Tapachula an
der mexikanisch−guatemalte-
kischen Grenze, um über ih-
ren Widerstandgegendas Me-
ga−Projekt zu beraten. "Der
Plan Puebla Panamá", so
heißt esineiner abschließen-
den Erklärung des Treffens,
"ist eini mperiales undantide-
mokratisches Projekt, das die
Souveränität und Selbstbe-
sti mmung der Bevölkerung
verletzt, die familiäre bäuer-
liche Landwirtschaft und
die Umwelt zerstört sowie
mehr als 65 Millionen Bewoh-
ner der Regionzur Armut ver-
urteilt".

Wolf−Dieter Vogel

Wolf−Dieter Vogel istfreier
Journalist undlebt seit Ende

vergangenenJahres
in Mexiko−Stadt.

Schuftenfür
wenigLohn:
derFreihandel
zieht große
Investoren nach
Lateinamerika.

(Foto: Archiv)


